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Das gelieferte Modell!

Dammbruch
In diesen Tagen machen sich viele Landsleute Sorgen. 
Sorgen um die grün-schwarze Landesregierung. Sie leistet 
in vielen Bereichen gute Arbeit. Was man nicht erwartet 
hätte, ist aber ihre allzu lässige Handhabung des Natur- 
und Umweltschutzes. Bei jeder Gelegenheit wird die di-
rekte Demokratie beschworen. Wenn sich aber, wie bei der 
drohenden Umwidmung der Landesgrünzone in Weiler, 
eine Volksbewegung bildet, die ihren eigenen Lebensraum 
schützen will, dann fährt man schroff darüber hinweg. 
Obwohl die Vertreter des Volkes, von dem angeblich 
alles Recht ausgeht, nichts anderes fordern als die strikte 

Einhaltung einer Verordnung, die 
sich die Landesregierung selbst 
verordnet hat.

Früher konnten sich die Bauern 
blind darauf verlassen, dass die 
Regierung ohne Umschauen ihre 
Interessen vertritt. Die Landes-
grünzone war eine Lebensver-
sicherung für die Landwirte. 
Heute muss der oberste Landwirt-
schaftskämmerer der eigenen Re-
gierung vorwerfen, sie verursache 

mit den Umwidmungen einen Dammbruch und entziehe 
den Bauern ihre Lebensgrundlage. Besonders gefährlich 
für die ÖVP ist auch, dass der freiheitliche Klubobmann 
Daniel Allgäuer beim Schutz der Grünzone zugunsten 
der Landwirte tatsächlich eine klare und glaubwürdige 
Haltung vertritt. Man sieht förmlich schon die Bauernstim-
men zu den Blauen wandern. Die grünen Landtagsabge-
ordneten verschicken zwar wohlformulierte Presseaussen-
dungen gegen das Zerbröseln der Grünzone. Aber was soll 
das? Die Grünen sind die Mehrheitsbeschaffer der ÖVP und 
hätten andere Mittel, ihre Haltung durchzusetzen.

Rechtsanwalt Karl Schelling, der früher ÖVP-Stadtvertre-
ter war, hat kürzlich von sich gegeben, eindeutiger Zweck 
der Landesgrünzone sei bei ihrer Einführung nicht nur 
der Schutz von Grünräumen, sondern auch die Sicherung 
von Betriebsansiedlungen in der Landesgrünzone gewe-
sen. Das ist wohl die gröbste juristische Fehleinschätzung 
Schellings, seit er im Jahre 2000 das Königreich Belgien 
geklagt hat, weil sich dieser Staat bei den EU-Sanktionen 
gegen Österreich besonders beharrlich verhalten habe. 
Nein, die beiden Verordnungen der Vorarlberger Lan-
desregierung aus dem Jahre 1977 über die überörtlichen 
Freiflächen in den Talsohlen des Rheintals und des 
Walgaus erwähnen genau drei Gründe für die Schaffung 
der Landesgrünzone: erstens die Erhaltung eines funkti-
onsfähigen Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes, 
zweitens die Erhaltung von Naherholungsgebieten und 
drittens die Sicherung der räumlichen Voraussetzungen 
für eine leistungsfähige Landwirtschaft. So steht es im 
Landesgesetzblatt. Ausnahmen sind nur schwer möglich. 
Der überaus korrekte Landeshauptmann Herbert Keßler 
hat seinerzeit sicher nicht das Gegenteil von dem gemeint, 
was er unterschrieben hat. Wenn Rechtsanwalt Karl Schel-
ling recht hätte, dann würden wir heuer ein fragwürdiges 
Jubiläum feiern. Dann wäre die Bevölkerung von der eige-
nen Landesregierung 40 Jahre lang hinters Licht geführt 
worden.

Der Natur- und Landschaftsschutz war dieser Landesre-
gierung bisher noch kein besonderes Anliegen. Das macht 
betroffen. Wenn Naturschutz und Umweltschutz ein Kind 
wären, hätte man die Eltern längst wegen Vernachlässi-
gung zur Verantwortung gezogen.

Die Landesgrün-
zone war eine 
Lebensversi-
cherung für die 
Landwirte.

arnulf.haefele@vn.at 
Arnulf Häfele ist Historiker und Jurist.  

Er war langjähriges Mitglied des Vorarlberger Landtags.

Kommentar

Arnulf HäfeleAnzeige gegen Airbus 
wegen Eurofighter-Deal
Verdacht auf arglisti-
ge und betrügerische 
Täuschung. Schaden 
mit 1,1 Milliarden Euro 
beziffert. 

WIEN. (VN) Die Eurofighter 
dominieren wieder einmal 
die Schlagzeilen. Das Ver-
teidigungsministerium er-
stattete am Donnerstag nach 
Ermittlungen einer internen 
Task Force Strafanzeige ge-
gen Airbus. Es geht um den 
Verdacht auf Betrug beim 
Kauf der Jets. Die Republik 
Österreich will außerdem 
Geld zurück. Die bisherige 
Schadenssumme wird mit bis 
zu 1,1 Milliarden Euro angege-
ben. „Es liegen klare Beweise 
vor, dass Airbus und Euro-
fighter die Republik wissent-
lich getäuscht haben“, sagte 
Verteidigungsminister Hans 
Peter Doskozil (SPÖ) bei einer 
Pressekonferenz.

Bericht hat es in sich
Seit Beschaffung der Ab-
fangjäger unter der schwarz-
blauen Regierung Anfang der 
2000er-Jahre hatte es heftige 
politische Diskussionen, be-
gleitet von Korruptionsvor-
würfen, gegeben. Ermittlun-
gen der Staatsanwaltschaft 
führten zur Gründung der 
„Task Force Eurofighter“, die 
seit Ende 2012 Untersuchun-
gen durchführte. Am Don-
nerstag veröffentlichte sie 
ihren Bericht. Darin ist von 
„arglistigen und betrügeri-
schen Täuschungshandlun-
gen“ seitens Eurofighter und 
Airbus die Rede. Bei rechts-
konformem Verhalten wäre 
die Kaufentscheidung nicht 
zu Gunsten der Eurofighter 

ausgefallen, sondern für die 
günstigeren Gripen von Saab, 
heißt es.

Als Konsequenz brachte 
das Ministerium Strafanzeige 
wegen Betrugsverdachts bei 
der Staatsanwaltschaft Wien 
ein. Die Sachverhaltsdarstel-
lung richtet sich gegen Airbus 
Defence and Space GmbH 
(vormals EADS Deutschland 
GmbH) und Eurofighter Jagd-
flugzeug GmbH. Konkret geht 
es um den Kaufpreis und die 
Lieferfähigkeit. Der Preis lag 
nach Ansicht der Republik 
über dem Wert der Flieger. 
Denn von knapp 1,96 Milli-
arden Euro seien fast zehn 
Prozent, 183,4 Millionen, für 

Gegengeschäftskosten ein-
gespeist worden. Dabei wur-
den sie nicht als solche aus-
gewiesen. Das Geld sei auch 
in kriminelle Kanäle geflos-
sen. „Gegengeschäfte sind 
offensichtlich eine optimale 

Trägerrakete für Korruption, 
Misswirtschaft und Geldwä-
sche“, sagte Doskozil. Es sei 
zu überlegen, diese abzu-
schaffen.

Der zweite Vorwurf betrifft 
die Konfiguration der Jets 
und deren Aufrüstung. Die 
Task Force führt an, dass die 
Unternehmen 2002 die Liefe-
rung eines Kaufgegenstands 
versprachen und vertraglich 
zusicherten, obwohl sie dazu 
weder in der Lage noch wil-
lens dazu waren. Die Repu-
blik Österreich schloss sich 
dem Strafverfahren als Pri-
vatbeteiligte an und fordert 
Schadenersatz. Die 1,1 Milli-
arden Euro Schaden ergeben 
sich aus den Kosten für letzt-
lich 15 Jets (abzüglich Zeit-
wert) und den Betriebskosten 
abzüglich hypothetischer 
Kosten für den Betrieb eines 
alternativen Flugzeugs. Laut 
Republik besteht zumindest 
Anspruch auf die 183,4 Mil-
lionen Euro. Airbus wies die 
Vorwürfe als „konstruiert“ 
und nicht nachvollziehbar 
zurück.

Sofortige Folgen für die 
Luftraumüberwachung ha-
ben die Ereignisse nicht. 
Doskozil lässt allerdings bis 
Ende Juni eine Sonderkom-
mission prüfen, wie man die 
Luftraumsicherung gleich 
effektiv, aber günstiger ga-
rantieren könne. „Es sind alle 
Varianten denkbar“, sagte er. 
Der Eurofighter-Betrieb ist 
teuer: 80 Millionen Euro sind 
heuer dafür vorgesehen, Ten-
denz steigend. Dazu kommen 
Ausgaben für Nachrüstun-
gen, die noch nicht abschätz-
bar sind. Technisch sollen die 
Jets bis etwa 2024 genutzt 
werden können.

Die Eurofighter gelten schon seit ihrer Beschaffung im Jahr 2002 als 
skandalumwittert.  FOTO: APA

SPÖ-Kritik 
an Karmasin

Charterflüge 
bleiben Thema

WIEN. SPÖ-Frauenchefin Ga-
briele Heinisch-Hosek will 
bei den Sozialpartnerver-
handlungen zur Arbeitszeit-
flexibilisierung Familien be-
rücksichtigt wissen. Zudem 
kritisierte sie Aussagen von 
Familienministerin Sophie 
Karmasin (ÖVP), die in der 
flexiblen Arbeitszeit Chancen 
für Familienfreundlichkeit 
sieht. „Wenn ich die Kinder-
betreuungssituation nicht 
vorfinde, brauche ich mir 
über Flexibilisierung keine 
Gedanken machen“, sagte 
Heinisch-Hosek zur APA. 
Nicht jede Familie könne es 
sich so einrichten, wie von 
Karmasin dargestellt.

WIEN. Die Charterflüge von In-
nenminister Wolfgang Sobot-
ka (ÖVP) sind Anlass für Ver-
stimmung bei der Regierung. 
In der ÖVP reagierte man am 
Donnerstag verschnupft auf 
einen Social-Media-Eintrag 
von Bundeskanzler Christi-
an Kern (SPÖ), den Follower 
Kerns als indirekte Kritik am 
Innenminister interpretiert 
hatten. Der Kanzler habe seit 
Dienstantritt mehr Charter-
flüge im Privatflugzeug ab-
solviert als Sobotka, betonte 
ein ÖVP-Vertreter. SPÖ-Bun-
desgeschäftsführer Georg 
Niedermühlbichler zeigte 
sich verärgert über den ano-
nymen „Quertreiber“.

Häupl kämpft mehr denn 
je gegen seine Ablöse
Wiens Bürgermeister 
ist mit Widerständen 
konfrontiert. Seine 
Zukunft ist offen.
WIEN. (joh) Es war einmal 
eine ÖVP-Spezialität, Ob-
leute in aller Öffentlichkeit 
zu demontieren. Mittler-
weile hat sie dabei jedoch 
einen Mitbewerber. Und 
zwar die Sozialdemokratie: 
Hatten zahlreiche Genossen 
im vergangenen Mai schon 
den damaligen Kanzler  
und Bundesparteivorsitzen-
den Werner Faymann aus 
dem Amt gedrängt, so droht 
dieses Schicksal jetzt auch 
noch dem Wiener Bürger-
meister und Landespartei-
chef Michael Häupl.

Bisher hatte der 67-Jährige 
versucht, seine Kritiker mit 
ein paar flotten Sprüchen ab-
zuservieren. Sie ließen sich 
jedoch nicht kleinkriegen 
und wurden immer zahlrei-
cher: Auf einer Krisensitzung 
vor wenigen Wochen meinte 
auch ein altgedienter Abge-
ordneter, von dem das nie-
mand erwartet hätte, dass es 
für Häupl an der Zeit wäre zu 
gehen. Spätestens da wusste 
er, wie ernst es für ihn gewor-
den ist.

Dieser Tage haben sich au-
ßerdem zwei bemerkenswer-
te Dinge getan: Häupl bemüht 
sich auffallend stark, Kom-

munalpolitik zu machen und 
meldet sich plötzlich wieder 
zu alltäglichen Fragen wie 
dem Flughafen- und einem 
Museumsausbau zu Wort. 
Das hat er in der jüngeren 
Vergangenheit nicht mehr ge-
tan. Umso mehr wirkt es, als 
wolle er zeigen, dass er nach 
wie vor voll im Saft steht. Auf 
der anderen Seite läuft in so-
zialen Medien eine beispiel-
lose Kampagne gegen seine 
Gegner: „Wer nix is und wer 
nix kann, patzt den Bürger-
meister an“, heißt es da etwa 
über den ehemaligen Landes-
partei-Geschäftsführer Chris-
tian Deutsch, der Häupl seit 
Monaten zum Rücktritt auf-
fordert. Zu Gerhard Schmid, 
der dies ebenfalls tut und der 
mit Faymanns Abgang Macht 
verlor, wird die Frage aufge-
worfen, ob er dies nicht ver-

kraftet habe: „Oder warum 
rülpst er seither?“

Das zeigt, dass Michael 
Häupl gar nichts in den Griff 
bekommen hat: Im Jänner 
hatte er die ärgsten Turbulen-
zen dadurch beizulegen ver-
sucht, dass er einen sieben-
köpfigen „Freundeskreis“ 
führender Genossen zur Lö-
sung aller Konflikte einsetz-
te. Und zwar in Vorbereitung 
auf den Parteitag am 29. Ap-
ril, auf dem er sich bestätigen 
lassen möchte.

Ob ihm das gelingen wird, 
ist jedoch offen. Seine Wider-
sacher, die gerne – und nicht 
zu Unrecht – als Anhänger 
einer rot-blauen Zusammen-
arbeit zusammengefasst wer-
den, scharen sich um Wohn-
baustadtrat Michael Ludwig. 
Dass er eines Tages zum Bür-
germeister aufsteigen möch-
te, bezweifelt niemand. Eine 
Kampfabstimmung gegen 
Häupl schon in zwei Monaten 
würde er zwar schwer gewin-
nen, diesen damit aber ganz 
schön beschädigen. In seiner 
Not hat Häupl nach 22 Amts-
jahren daher sicherheits-
halber angefangen, einen 
Nachfolger aufzubauen, mit 
dem er leben könnte: Jürgen 
Czernohorszky, 39 und erst 
seit Jänner Bildungsstadtrat. 
Der gebürtige Burgenländer 
wird eher dem linken Flügel 
der Partei zugeordnet.

Häupls parteiinterne Kritiker 
werden immer zahlreicher.  APA

Es gibt Be-
weise, dass 

Airbus und Euro-
fighter die Republik 
wissentlich 
getäuscht 
haben.
HANS PETER  
DOSKOZIL


